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SATZUNG 
 

Bayerischer Beamtenbund e.V.  

im Deutschen Beamtenbund  

Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes 

§ 1 Name, Sitz und Organisationsbereich 

 

(1) Der „Bayerische Beamtenbund e.V. 

im Deutschen Beamtenbund - Gewerk-

schaft des öffentlichen Dienstes -“ (BBB) 

ist gewerkschaftliche Spitzenorganisati-

on des öffentlichen Dienstes in Bayern. 

(2) Der BBB hat seinen Sitz in Mün-

chen.  

 

 

§ 2 Zweck und Aufgaben  

 

(1) Der BBB vertritt und fördert die 

berufspolitischen, rechtlichen, sozialen 

und wirtschaftlichen Belange der Be-

schäftigten des öffentlichen Dienstes und 

der privatisierten Bereiche in Bayern. 

Der BBB nimmt als gewerkschaftliche 

Spitzenorganisation auch zu Fragen von 

allgemeiner gesellschaftspolitischer 

Bedeutung Stellung. 

(2) Der BBB verfolgt keine wirtschaft-

lichen, auf Gewinn gerichteten Interes-

sen. 

(3) Er steht vorbehaltlos zum freiheit-

lich-demokratischen Rechtsstaat und ist 

parteipolitisch unabhängig. 

 

 

§ 3 Mitgliedschaft  

 

(1) Mitglieder können werden: 

a) Verbände, die auf gewerkschaftli-

cher Grundlage aktive oder im Ruhe-

stand befindliche Beschäftigte des öf-

fentlichen Dienstes sowie deren Hinter-

bliebene für den Bereich des Freistaates 

Bayern, der Gemeinden, Gemeindever-

bände und der Aufsicht des Bayerischen 

Staates unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts zusammenschließen; gleiches gilt 

für Verbände, die Beschäftigte organisie-

ren, welche in öffentlich-rechtlicher 

Funktion oder in privatisierten Bereichen 

tätig sind; 

b) die unter a) genannten Personen, 

wenn für sie ein dem BBB angeschlosse-

ner Verband nicht besteht (Einzelmit-

gliedschaft); 

c) Untergliederungen der Bundesbe-

amtenverbände in Bayern, soweit diese 

Mitglieder des Deutschen Beamtenbun-

des sind. Untergliederungen der Verbän-

de in Bayern, soweit diese Mitglieder des 

Deutschen Beamtenbundes sind und 

nicht unter Buchstabe a) fallen. 

(2) Der Beitritt ist schriftlich zu erklä-

ren. Über die Aufnahme entscheidet der 

Hauptvorstand. Gegen dessen ablehnen-

den Bescheid ist die Anrufung des 

Hauptausschusses zulässig. Dem Auf-

nahmeantrag kann nicht stattgegeben 

werden, wenn bereits für diese Gruppe 

ein Verband Mitglied des BBB ist, es sei 

denn, dieser Mitgliedsverband stimmt 

der Aufnahme zu. Die Sätze 1 bis 4 gelten 

für die Aufnahme von Landesverbänden 

bzw. Untergliederungen von auf Bundes-

ebene organisierten Gewerkschaften, die 
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die Mitgliedschaft im Deutschen Beam-

tenbund erwerben, entsprechend. 

(3) Mit dem Beitritt eines Verbandes 

wird die mittelbare Mitgliedschaft seiner 

Mitglieder im BBB erworben. 

 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch 

Austritt oder durch Ausschluss. 

(2) Der Austritt ist durch eingeschrie-

benen Brief unter Einhaltung einer halb-

jährigen Kündigungsfrist zum Schluss 

eines Kalenderjahres zu erklären. 

(3) Der Ausschluss ist zulässig, wenn 

ein Mitglied der Satzung zuwiderhandelt 

oder satzungsmäßig gefassten Beschlüs-

sen trotz schriftlicher Aufforderung nicht 

Folge leistet. Der Antrag auf Ausschluss 

ist schriftlich zu stellen. Über den Antrag 

entscheidet der Hauptvorstand. Gegen 

diesen Beschluss ist die Anrufung des 

Hauptausschusses zulässig. 

(4) Tritt ein Mitglied einer anderen 

Spitzenorganisation bei, so ist dies 

schriftlich dem Hauptvorstand anzuzei-

gen. Dieser kann durch Beschluss fest-

stellen, dass diese Handlung dem BBB 

gegenüber die Wirkung eines Ausschlus-

ses hat. Gegen diesen Beschluss ist die 

Anrufung des Hauptausschusses zuläs-

sig. 

(5) Der Hauptvorstand entscheidet 

darüber, inwieweit die Rechte des Mit-

glieds während des Ausschlussverfah-

rens ruhen. 

(6) Mit dem Verlust der Mitgliedschaft 

erlischt jeder Rechtsanspruch gegen den 

BBB. 

 

 

§ 5 Pflichten der Mitglieder  

 

Die Mitglieder sind verpflichtet: 

1. Die Satzung und satzungsgemäß 

gefasste Beschlüsse zu beachten; 

2. den Vorstand über Vorgänge von 

grundsätzlicher berufspolitischer Bedeu-

tung laufend zu unterrichten und ihn mit 

geeigneten Anregungen zu unterstützen; 

3. die Tagesordnung ihrer Mitglieder-

versammlung dem Vorstand zuzuleiten, 

damit der BBB gegebenenfalls eine Ver-

treterin oder einen Vertreter entsenden 

kann; 

4. den Geschäftsbericht dem Vor-

stand zu übermitteln; 

5. laufend herausgegebene Mittei-

lungsblätter (Zeitschriften und dgl.) dem 

Vorstand zuzustellen; 

6. den festgesetzten Monatsbeitrag 

für Einzelmitglieder bzw. den Pflichtbei-

trag für jedes Einzelmitglied des Verban-

des regelmäßig und pünktlich zu zahlen. 

 

 

§ 6 Aufgabenverteilung  

 

(1) Die Mitgliedsverbände vertreten 

die Belange ihrer Mitglieder, soweit es 

sich um Angelegenheiten handelt, die 

ihre Mitglieder betreffen. Der BBB kann 

sie von Fall zu Fall in dieser Aufgabe 

unterstützen, wenn dies gewünscht wird. 

(2) Dem BBB obliegt die Vertretung in 

allgemeinen Angelegenheiten grundsätz-

licher Art. 

 

 

§ 7 Mitgliederbeiträge  

 

(1) Die Mitgliedsverbände zahlen an 

den BBB für jedes ihrer Einzelmitglieder 

einen Pflichtbeitrag, der vom Delegier-

tentag festgesetzt wird. 

(2) Die Beitragszahlung hat jeweils 

zum 15. des laufenden Monats zu erfol-

gen. Maßgebend ist die Mitgliederzahl 

am Ende des Vormonats. 

(3) Der Beitrag ist eine Bringschuld. 

(4) Die Höhe des Mitgliedsbeitrages 

für Einzelmitglieder und die Art der Bei-
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tragserhebung beschließt der Hauptaus-

schuss. 

 

 

§ 8 Beitragsverzug  

 

Bleibt ein Mitglied mit der Beitragszah-

lung länger als zwei Monate in Verzug, so 

kann der Hauptvorstand – unbeschadet 

des § 4 – beschließen, dass die Rechte 

des Mitglieds bis zur Erfüllung der sat-

zungsmäßigen Pflichten ruhen.  

 

 

§ 9 Vertreterinnen und Vertreter zum 

Hauptausschuss, Delegiertentag und 

Gewerkschaftstag des Deutschen Beam-

tenbundes 

 

(1) Maßgebend für die Zahl der Dele-

gierten der Mitgliedsverbände (§ 13 Abs.2 

Lit. b) und der Vertreterinnen und Vertre-

ter im Hauptausschuss (§ 20 Abs.1) ist 

die Mitgliederzahl der Mitgliedsverbände. 

Diese errechnet sich aus der durch-

schnittlichen Beitragszahlung (Pflichtbei-

trag und Grundbeitrag) während der letz-

ten vorangegangenen vier Quartale, für 

die eine vollständige Abrechnung der 

Pflichtbeiträge durch den Deutschen 

Beamtenbund vorliegt, geteilt durch die 

Summe aus Regelpflichtbeitrag und 

Grundbeitrag. 

(2) Bei Neuaufnahme und bei Neu-

gründung von Mitgliedsverbänden stellt 

der Vorstand jeweils einen Monat vor 

Sitzungen des Hauptausschusses bzw. 

Delegiertentages in sinngemäßer An-

wendung der vorstehenden Regelungen 

fest, wie viele Vertrete-rinnen und Ver-

treter dem Mitgliedsverband zustehen. 

(3) Die Verteilung der dem BBB beim 

dbb Gewerkschaftstag zur Verfügung 

stehenden Sitze auf die Mitgliedsverbän-

de erfolgt entsprechend der Mitglieder-

zahl nach dem d´Hondtschen Höchst-

zahlverfahren. Die Absätze 1 Satz 2 und 3 

gelten entsprechend. 

 

 

§ 10 Rechtsschutz  

 

In dienstrechtlichen Angelegenheiten, 

insbesondere beamtenrechtlicher, ar-

beitsrechtlicher, tarifrechtlicher sowie 

sozialversicherungsrechtlicher Art, kann 

Rechtsschutz gewährt wer-den. Das Nä-

here regelt die Rechtsschutzordnung. 

 

 

§ 11 Kreisausschüsse  

 

(1) Für den Bereich eines jeden Stadt- 

und Landkreises ist ein Kreisausschuss 

zu bilden. Über Ausnahmen entscheidet 

der Hauptvorstand. 

(2) Der Kreisausschuss besteht aus je 

einer Vertreterin oder einem Vertreter 

der Mitgliedsverbände sowie einer Ver-

treterin oder einem Vertreter der örtli-

chen dbb-jugend bayern. Der Kreisaus-

schuss wählt alle fünf Jahre aus seiner 

Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-

zenden, eine Stellvertreterin oder einen 

Stellvertreter, eine Kassiererin oder ei-

nen Kassier und eine Schriftführerin oder 

einen Schriftführer. 

(3) Sitzungen des Kreisausschusses 

sind durch die Vorsitzende bzw. den Vor-

sitzenden, bei deren bzw. dessen Verhin-

derung durch die Stellvertreterin bzw. 

den Stellvertreter, je nach Bedarf anzu-

beraumen. Mindestens einmal im Vier-

teljahr soll eine Sitzung abgehalten wer-

den. 

(4) Kreisausschüsse erhalten vom 

BBB Regelzuweisungen. Sie berichten 

dem BBB über ihre Tätigkeit. Bei Ver-

nachlässigung der Berichtspflicht kann 

die Regelzuweisung gesperrt werden. 

Der BBB kann Neuwahlen für einen 

Kreisausschuss ausschreiben, wenn der 

Hauptvorstand eine nachhaltige Verlet-
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zung der satzungsgemäßen Pflichten der 

Kreisausschussvorsitzenden bzw. des 

Kreisausschussvorsitzenden feststellt. 

(5) Der Kreisausschuss vertritt die 

Ziele des BBB auf Kreisebene und för-

dert die Zusammenarbeit der örtlichen 

Mitgliedsverbände. Die Kreisausschuss-

vorsitzende bzw. der Kreisausschussvor-

sitzende repräsentiert den BBB inner-

halb der Zuständigkeit des Kreisaus-

schusses. 

(6) Der BBB kann die Kreisaus-

schussvorsitzenden zu regionalen und 

landesweiten Arbeits-tagungen einladen. 

 

 

§ 12 Organe  

 

Organe des BBB sind:  

1. Der Delegiertentag, 

2. der Hauptausschuss, 

3. der Hauptvorstand, 

4. der Vorstand. 

 

 

§ 13 Delegiertentag 

 

(1) Der Delegiertentag ist das oberste 

Organ des BBB. Er tritt alle fünf Jahre 

zusammen. 

(2) Der Delegiertentag setzt sich zu-

sammen aus 

a) den Mitgliedern des Hauptaus-

schusses, 

b) den Delegierten der Mitgliedsver-

bände (Abs. 3), 

c) den gewählten Vertreterinnen und 

Vertretern der Kreisausschüsse der Re-

gierungsbezirke (Abs. 4) und 

d) den Mitgliedern der Landesju-

gendleitung der deutschen beamten-

bund-jugend bayern (§ 14). 

(3) Auf je angefangene 350 Mitglieder 

eines Mitgliedsverbandes entfällt je eine 

Delegierte bzw. ein Delegierter. Die Mit-

glieder des Hauptausschusses werden 

auf die Zahl der Delegierten nicht ange-

rechnet. 

(4) Auf jeden Regierungsbezirk entfal-

len zwei Vertreterinnen bzw. Vertreter 

der Kreisausschüsse, die durch die 

Kreisausschussvorsitzende bzw. den 

Kreisausschussvorsitzenden des Regie-

rungsbezirks gewählt werden. Das Nähe-

re regelt der Hauptvorstand. 

(5) Der Vorstand hat Zeit, Ort und Ta-

gesordnung mindestens vier Monate vor 

dem Zusammentreten des Delegierten-

tages in der Zeitschrift des BBB bekannt 

zu geben. 

(6) Anträge zum Delegiertentag kön-

nen von den Organen, den Mitgliedsver-

bänden, den Kreisausschüssen, der dbb-

jugend bayern, der Frauenvertretung, der 

Seniorenvertretung, dem Tarifausschuss 

und der Kommission für privatisierte 

Bereiche gestellt werden. Sie sind spä-

testens 3 Monate vor dem Zusammentre-

ten des Delegiertentages schriftlich oder 

auf elektronischem Weg einzubringen. 

Über die Zulassung verspätet eingegan-

gener Anträge entscheidet der Delegier-

tentag.  

(7) Auf Beschluss des Hauptaus-

schusses, den dieser mit Zweidrittel-

Mehrheit zu fassen hat oder, soweit ein 

besonderes Interesse des BBB dies er-

fordert, des Hauptvorstandes, ist ein 

außerordentlicher Delegiertentag einzu-

berufen. 

(8) Über die Beschlüsse des Delegier-

tentages ist eine Niederschrift zu ferti-

gen. Sie wird von der Versammlungslei-

terin bzw. dem Versammlungsleiter und 

der Schriftführerin bzw. dem Schriftfüh-

rer unterzeichnet. 

(9) Satzungsänderungen können nur 

mit Zweidrittel-Mehrheit beschlossen 

werden.  

 

 

§ 14 dbb-jugend bayern  
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Zur Förderung der Jugendarbeit auf ju-

gendgemäßer Grundlage sind Jugendli-

che in der dbb-jugend bayern zusam-

mengefasst.  

 

 

§ 15 Frauenvertretung  

 

Im BBB besteht eine Frauenvertretung. 

Das Nähere regelt der Hauptvorstand.  

 

 

§ 16 Seniorenvertretung 

 

Im BBB besteht eine Seniorenvertretung. 

Das Nähere regelt der Hauptvorstand. 

 

 

§ 17 Tarifausschuss  

 

Die Belange der Tarifbeschäftigten des 

öffentlichen Dienstes werden innerhalb 

des BBB von dem Tarifausschuss ge-

wahrt. Das Nähere regelt der Hauptvor-

stand.  

 

 

§ 18 Kommission für privatisierte Berei-

che  

 

Die Belange der Beschäftigten der priva-

tisierten Bereiche werden innerhalb des 

BBB von der Kommission für privatisier-

te Bereiche wahrgenommen. Das Nähere 

regelt der Haupt-vorstand.  

 

 

§ 19 Aufgaben des Delegiertentages  

 

Der Delegiertentag ist zuständig für: 

1. Entgegennahme des Geschäfts- 

und Kassenberichts; 

2. Entgegennahme des Berichts der 

Rechnungsprüferinnen bzw. der Rech-

nungsprüfer: 

3. Erteilung der Entlastung des Vor-

standes; 

4. Wahl der Mitglieder des Vorstan-

des in getrennten Wahlgängen in gehei-

mer Wahl auf die Dauer von fünf Jahren. 

Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder 

des Vorstandes bleiben bis zur Neuwahl 

im Amt; 

5. Wahl der Beisitzerinnen und Bei-

sitzer und der Vertreterin oder des Ver-

treters der dbb-jugend bayern für den 

Hauptvorstand auf die Dauer von fünf 

Jahren;  

6. Wahl von drei Rechnungsprüferin-

nen bzw. Rechnungsprüfern auf die Dau-

er von fünf Jahren; 

7. Festsetzung des Pflichtbeitrages; 

8. Beschlussfassung über die ge-

stellten Anträge; 

9. Satzungsänderungen, Auflösung 

des BBB und Verwendung des Vereins-

vermögens; 

10. Wahl von Ehrenvorsitzenden und 

Ehrenmitgliedern. Soweit diesen Sitz und 

Stimme in Organen verliehen wird, be-

rührt dies § 13 Abs. 2, § 20 Abs. 1 und § 

21 Abs. 1 nicht. 

 

 

§ 20 Hauptausschuss  

 

(1) Der Hauptausschuss besteht aus 

den Mitgliedern des Hauptvorstandes 

und je einer Vertreterin oder einem Ver-

treter der Mitgliedsverbände. Auf je wei-

tere angefangene 1000 Mitglieder entfällt 

eine weitere Vertreterin oder ein weiterer 

Vertreter. Die Vertreterinnen und Vertre-

ter werden von den Mitgliedsverbänden 

bestimmt. 

(2) Der Hauptausschuss tritt nach Be-

darf, jedoch mindestens einmal im Jahr 

zusammen. Auf Verlangen von mindes-

tens einem Drittel seiner Mitglieder 

muss der Hauptausschuss durch den 

Vorstand zu außerordentlichen Sitzungen 

einberufen werden. Außerordentliche 

Sitzungen sind unter Angabe der Tages-

ordnung schriftlich zu beantragen. 
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(3) Der Hauptausschuss ist zuständig 

für: 

1. Grundsatzfragen des öffentlichen 

Dienstes; 

2. grundsätzliche Organisationsfra-

gen; 

3. Bewilligung des Haushaltsvoran-

schlages für den Zeitraum, für den der 

Delegiertentag einen solchen nicht be-

schlossen hat; 

4. Vorbereitung der Vorlagen an den 

Delegiertentag; 

5. Wahl der in den Landespersonal-

ausschuss und den Bundeshauptvor-

stand des Deutschen Beamtenbundes zu 

entsendenden Vertreterinnen oder Ver-

treter des BBB; 

6. Verträge über Erwerb und Veräu-

ßerung von Grundstücken sowie Bauvor-

haben; 

7. Festsetzung von Aufwandsent-

schädigungen; 

8. Festlegung einer Schiedsordnung 

und Rechtsschutzordnung; 

9. Erledigung von Anträgen und Be-

schwerden (soweit der Hauptvorstand 

betroffen ist, haben seine Mitglieder kein 

Stimmrecht); 

10. Beteiligung an gemeinnützigen 

Unternehmungen; 

11. Wahl des Ersatzmitgliedes für ein 

während der Wahlperiode ausgeschiede-

nes Mitglied des Hauptvorstandes. 

 

 

§ 21 Hauptvorstand  

 

(1) Dem Hauptvorstand gehören an 

a) die Mitglieder des Vorstandes,  

b) 23 Beisitzerinnen bzw. Beisitzer,  

c) die Vorsitzende des Frauenaus-

schusses, 

d) die bzw. der Vorsitzende der Senio-

renvertretung, 

e) die bzw. der Vorsitzende des Tarif-

ausschusses,  

f) die bzw. der Vorsitzende der Kom-

mission für privatisierte Bereiche.  

Den Beisitzerinnen und den Beisitzern 

soll je eine Vertreterin oder ein Vertreter 

der 19 mitgliederstärksten Bundes-, 

Landes- und Kommunalbeamtenverbän-

de (§ 3 Abs. 1 Lit. a ) angehören, ein Sitz 

steht den Verbänden des technischen 

Verwaltungsdienstes und ein Sitz steht 

der dbb-jugend bayern zu. Hinsichtlich 

der Mitgliederstärke gilt § 9 entspre-

chend. 

(2) Der Hauptvorstand soll alle sechs 

Wochen zusammentreten. Die bzw. der 

Vorsitzende beraumt die Sitzungen an. 

Auf Verlangen von mindestens einem 

Drittel seiner Mitglieder ist er zu außer-

ordentlichen Sitzungen einzuberufen. 

Außerordentliche Sitzungen sind unter 

Angabe der Tagesordnung schriftlich zu 

beantragen. 

(3) Der Hauptvorstand ist für alle An-

gelegenheiten zuständig, die nicht ande-

ren Organen vorbehalten sind. Verträge 

über einmalige Verpflichtungen von mehr 

als 12.500,00 Euro sowie Verträge über 

wiederkehrende Leistungen von mehr als 

4.000,00 Euro monatlich bedürfen der 

Genehmigung des Hauptvorstandes. 

(4) Soweit einzelne Beisitzer heraus-

gehobene Funktionen wahrnehmen, kann 

ihnen eine pauschale Aufwandsentschä-

digung gewährt werden. 

 

 

§ 22 Vorstand  

 

(1) Der Vorstand besteht aus der bzw. 

dem Vorsitzenden und den fünf stellver-

tretenden Vorsitzenden. Die bzw. der 

Vorsitzende darf nicht Vorsitzende oder 

Vorsitzender, stellvertretende Vorsitzen-

de oder stellvertretender Vorsitzender 

eines Mitgliedsverbandes sein. Scheidet 

die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende, 

eine stellvertretende Vorsitzende bzw. 

ein stellvertretender Vorsitzender vor 
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Ablauf der Amtszeit aus dem Amt aus, so 

wählt der Hauptausschuss in seiner 

nächsten ordentlichen Sitzung die Nach-

folgerin bzw. den Nachfolger für die ver-

bleibende Amtszeit. 

(2) Der Vorstand ist im Rahmen der 

von den übrigen Organen gefassten Be-

schlüsse für die Politik des BBB verant-

wortlich. 

(3) Die bzw. der Vorsitzende führt die 

laufenden Geschäfte. Sie bzw. er beauf-

sichtigt die Arbeit der Geschäftsstelle. 

Sie bzw. er vertritt den BBB unbeschadet 

des Absatzes 4 in der Öffentlichkeit. 

(4) Zwei Mitglieder des Vorstandes 

vertreten den BBB gemeinschaftlich. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes er-

halten eine pauschale Aufwandsentschä-

digung. 

 

 

§ 23 Rechnungsprüfer  

 

(1) Die Rechnungsprüferinnen bzw. 

Rechnungsprüfer sind nur dem Delegier-

tentag verantwortlich. Während ihrer 

Amtsdauer überprüfen sie mindestens 

zweimal jährlich, davon ein-mal unver-

mutet, die Kassenführung und überwa-

chen laufend den Haushalt. Die Rech-

nungsprüferinnen bzw. Rechnungsprüfer 

sollen gemeinsam tätig werden. 

(2) Den Rechnungsprüferinnen bzw. 

Rechnungsprüfern obliegt die Prüfung 

des dem Delegiertentag zu erstattenden 

Kassenberichts des Vorstandes; sie be-

richten über das Ergebnis der Prüfungen 

dem Delegiertentag und beantragen die 

Entlastung des Vorstandes. 

 

 

§ 24 Auflösung 

 

(1) Die Auflösung des BBB kann nur 

vom Delegiertentag beschlossen werden. 

Er ist zu diesem Zweck unter Ausschluss 

weiterer Tagesordnungspunkte einzube-

rufen. In diesem Fall ist er nur be-

schlussfähig, wenn mindestens die Hälf-

te der Delegierten anwesend ist. Ist das 

nicht der Fall, so ist eine erneute Tagung 

anzusetzen, die frühestens sechs Wo-

chen und spätestens zehn Wochen nach 

der ersten Tagung stattzufinden hat. Bei 

erneutem Zusammentritt des Delegier-

tentages bedarf der Auflösungsbeschluss 

nicht der Anwesenheit der Hälfte der 

Delegierten. Die Auflösung des BBB kann 

nur mit Dreiviertel-Mehrheit beschlossen 

werden. 

(2) Über die Verwendung des vorhan-

denen BBB-Vermögens wird mit einfa-

cher Stimmen-mehrheit beschlossen. 

 

 

§ 25 Geschäftsstelle und Zeitschrift  

 

(1) Der BBB unterhält an seinem Sitz 

eine Geschäftsstelle. 

(2) Der BBB unterrichtet seine Mit-

glieder durch eine Zeitschrift. 

 

 

§ 26 Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalen-

derjahr. 

(2) Bei Abstimmungen entscheidet die 

einfache Mehrheit, soweit die Satzung 

nichts anderes bestimmt. Maßgebend 

sind jeweils die abgegebenen gültigen 

Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der 

Antrag als abgelehnt. Stimmübertragung 

ist unzulässig. 

(3) Abstimmungen werden offen 

durchgeführt, sofern die Satzung oder 

die Geschäftsordnung des Delegiertenta-

ges nichts anderes bestimmt. Es wird 

geheim abgestimmt, wenn dies mit ei-

nem Drittel der Stimmen beschlossen 

wird. Im Vorstand und Hauptvorstand 

muss auf Antrag geheim abgestimmt 

werden. 
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(4) Gewählt ist, wer die meisten 

Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stichwahl 

und erforderlichenfalls das Los. 

(5) Beschlussfähigkeit ist gegeben, 

solange mehr als die Hälfte der Stimm-

berechtigten anwesend ist. Die Feststel-

lung der Beschlussfähigkeit erfolgt nur 

auf Antrag. 

 

 

Satzung in der Fassung der Beschlüsse 
des Delegiertentages vom 28. April / 29. 
April 2016  

 

 

Beschlüsse zum Satzungsvollzug  

Bundeshauptvorstand vom 14.05.1968 

 

Jeder Mitgliedsverband des Bayerischen 

Beamtenbundes, der eine von der Auf-

fassung eines anderen Mitgliedsverban-

des oder des Bayerischen Beamtenbun-

des abweichende Meinung nach außen, 

insbesondere durch Abgabe von Erklä-

rungen vertreten will, ist verpflichtet, 

bevor er seine Stellungnahme bekannt 

gibt, zuvor über den Hauptvorstand des 

Bayerischen Beamtenbundes den ande-

ren Mitgliedsverband bzw. den Bayeri-

schen Beamtenbund zu konsultieren. 
 


